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Orientierung in der Informationsflut
Ingo Siebert im Interview: Sechzig Jahre August-Bebel-Institut

PPoolliittiisscchhee  BBiilldduunngg::  

In diesem Monat feiert das August-Be-
bel-Institut sein sechzigjähriges Beste-
hen. Mit ABI-Geschäftsführer Ingo Siebert
sprach die BERLINER STIMME über Ver-
gangenheit und Zukunft der Bildungsein-
richtung, das künftige Programm und die
Notwendigkeit von politischer Bildung.

Berliner Stimme: Das August-Bebel-In-
stitut feiert seinen 60. Geburtstag. „Wissen
ist Macht“ hieß es bei der Gründung 1947.
Hat dieser Slogan noch eine Bedeutung für
die Arbeit oder wissen wir nicht heute
schon alle mehr als genug, wenn wir der
Flut der Medien ausgesetzt sind?

Ingo Siebert: Gerade weil wir einer Flut
von Informationen ausgesetzt sind, ist poli-
tische Bildung eine sehr gute Möglichkeit
sich Orientierung zu verschaffen. Wir ha-
ben Veranstaltungen für politisch Aktive
z.B. Kommunalpolitiker/innen und junge
Leute, aber auch für, so nennen wir das, die
interessierte Zeitungsleserin oder den inter-
essierten Zeitungsleser. Dabei gibt es meist
keine einfachen Lösungen für komplexe po-
litische Zusammenhänge anzubieten, des-
halb ist uns in unseren Veranstaltungen der
Dialog von verschiedenen Standpunkten
ein großes Anliegen.

Berliner Stimme: 1947 ging es um Erzie-
hung zur Demokratie, es gab Seminare zur
Kommunalpolitik, zum Verständnis wirt-
schaftlicher Zusammenhänge, zur Ge-
schichte der Arbeiterbewegung. Das klingt
so, als könnte man manches heute auch
noch anbieten. Was macht das August-Be-
bel-Institut heute genauso, was anders?

Ingo Siebert: Ja, wir bleiben in der Traditi-
on der Schwerpunkte und haben gleichzei-
tig unsere Programm den aktuellen Ent-
wicklungen und Bedürfnissen angepasst.
Natürlich geht es jetzt nicht mehr um „Er-
ziehung zur Demokratie“. Viel mehr wollen
jetzt Schülervertreter/innen wissen, wie sie
am besten ihre Interessen in der Schule ver-
treten können oder Leute, die sich gegen
Rechtsextremismus wehren wollen, fragen
nach kommunalen Strategien für Demokra-
tie und Toleranz.

Wir haben zwei Schwerpunkte mit den
letzten Programmen weiterentwickelt: Mit
unseren stadt- und kommunalpolitischen
Veranstaltungen wollen wir politisch Akti-
ve und Interessierte über die aktuellen Ver-
änderungsprozesse in der Stadt informie-
ren und ins Gespräch bringen. Hier geht es
um Zuwanderung, soziale Stadtentwick-
lung, die Arbeit der Jobcenter oder die Parti-
zipation von Kinder- und Jugendlichen, um
nur einige Themen zu nennen. In diesem
Bereich wollen wir einerseits Themen set-
zen, deshalb sind auch Gespräche mit poli-

tisch  Verantwortlichen hier sehr wichtig,
und andererseits auch politisches Hand-
werkzeug vermitteln. In einem weiteren
Kernbereich des ABI, den zeitgeschichtli-

chen Veranstaltungen, gehen wir häufig in
die Stadtteile, um Geschichte begreifbar zu
machen oder beziehen uns auf wichtige
Jahrestage der Berliner Geschichte, der Ar-
beiterbewegung und sozialen Bewegungen
oder des Widerstandes gegen den National-
sozialismus.

Berliner Stimme: Sie sind seit rund ei-
nem Jahr Geschäftsführer des ABI. Wie fällt
die erste Bilanz aus, was waren die Tops und
Flops des zurückliegenden Programms?

Ingo Siebert: Wir haben im letzten Jahr
großen Wert auf Veranstaltungen zum The-
ma „Migration und Interkultur“ gelegt und
hier viele sehr erfolgreiche Veranstaltungen
durchgeführt. Ein Highlight war sicher un-
ser Workshop „Künste und Kulturpolitik in
der Einwanderungsstadt Berlin“ den wir in
Kooperation u.a. mit der Werkstatt der Kul-
turen durchgeführt haben. Hier haben
Kunstproduzent/innen und Kulturpoliti-
ker/innen unterschiedlicher Herkunft einen
sehr interessanten Dialog begonnen. Wich-
tig war, die Ergebnisse mit dem Kultur-
staatsekretär André Schmitz zu diskutieren.

Es ist immer schwierig, ein passendes An-
gebot für Bezirksverordnete zu entwickeln.
Umso mehr freut es mich, dass wir gerade
diese Zielgruppe mit unseren Angeboten
zur Haushaltspolitik, zum Jobcenter und zur
sozialen Stadtentwicklung erreichen konn-
ten, die hier spannende Gespräche mit an-
deren politisch Aktiven führen konnten. Bei
der Veranstaltung zu „Toleranz im Stadion“,
wo es um Rassismus im Amateurfußball
ging, hätte ich  mir allerdings mehr Interes-
se gewünscht. Top waren auch die sehr gut
besuchten Veranstaltungen zur Geschichte
des Kreuzbergers Bürgermeisters Kress-
mann, wo viele Zeitzeugen gekommen sind.

Berliner Stimme: Welche Schwerpunkte
werden im kommenden Frühjahrspro-
gramm gesetzt?

Ingo Siebert: Ein Schwerpunkt wird das
Thema Migration  und Interkultur bleiben,
da die Gestaltung der Einwanderungsstadt
Berlin einer der wichtigen Herausforderun-
gen ist und der Anteil von Berliner/innen
mit Migrationserfahrung ständig zunimmt.
„Vielfalt“ ist hier ein wichtiges Stichwort
und das muss in allen Politikfeldern mit Le-
ben gefüllt werden. Auch bei den zeitge-
schichtlichen Veranstaltungen soll das eine
verstärkte Rolle spielen, da es ja eine lange
Geschichte der Migration nach Berlin gibt.
Gleichzeitig wollen wir uns bei den aktuel-
len Themen stärker mit der Situation in der
Türkei auseinandersetzen. In der Arbeits-
marktpolitik wollen wir uns, um nur einen
weiteren Schwerpunkt zu nennen, mit dem
öffentlichen Beschäftigungssektor ausein-

Leitet das August-Bebel-Institut seit 2006: Ingo
Siebert .                                                      Foto: privat

60 Jahre ABI
„In bleibendem Gedenken an den

Vorkämpfer für Demokratie und Sozia-
lismus, August Bebel“ beschlossen am
25. März 1947 in Berlin auf Initiative von
Erich Schmidt fünf sozialdemokratische
Verlegerpersönlichkeiten die Errich-
tung einer Stiftung mit dem Namen
„August-Bebel-Institut“.

Die Stiftung bezog eineVilla am Gro-
ßen Wannsee, die heutige Gedenkstätte
„Haus der Wannseekonferenz“. Eber-
hard Hesse, späterer Landesgeschäfts-
führer der Berliner SPD, organisiserte
die Bildungsarbeit. 1951 musste das
Haus aus Kostengründen aufgegeben
werden, die Bildungsstätte war nach
der Währungsreform vom Umland ab-
geschnürt.

In den fünfziger Jahren beschränkte
sich das Angebot auf Abendkurse und
die Vermittlung von Angeboten der
Friedrich-Ebert-Stiftung. In den sechzi-
ger Jahren nahm das ABI Bildungsauf-
gaben für die SPD wahr, seit 1988 ist die
Stiftung wieder gemeinnützig. Die Sta-
bilisierung des ABI ist wesentlich dem
damaligen Geschäftsführer Reinhard
Gericke zu verdanken. BS ❏
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andersetzen, da es dort ein Menge Fragezei-
chen für die politisch Aktiven in den Bezir-
ken gibt. Und natürlich werden wir weiter-
hin Aktive, die sich gegen Rechtsextremis-
mus wehren und für Demokratie und Tole-
ranz eintreten, mit Veranstaltungen unter-
stützen. Im Januar kommt unser neues Pro-
gramm.

Berliner Stimme: Das August-Bebel-In-
stitut finanziert sich zum Teil auch über
Spenden. Wer sind die Spender und welche
Erwartungen haben sie an das ABI?

Ingo Siebert: Unsere Förderinnen und
Förderer finanzieren einen wichtigen Teil
unsere Arbeit und ohne diese finanzielle

Unterstützung wären viele Veranstaltun-
gen nicht möglich. Es gibt zwei große Grup-
pen: Einerseits aktuelle Mandatsträge-
r/innen, also Abgeordnete, Bezirksbürger-
meister/innen und Stadträte und anderer-
seits viele ehemalige Mandatsträger/innen,
die unsere Arbeit fördern. Ihre Erwartung
ist, dass wir mit dem Geld politische Bil-
dung machen. Einmal im Jahr auf einer För-
dererversammlung informieren wir unsere
Unterstützer/innen und häufig gibt es auch
Anregungen zur Programmgestaltung.

Berliner Stimme: Was wünschen Sie dem
ABI zum 60. Geburtstag?

Ingo Siebert: Natürlich weiterhin eine fi-
nanzielle Sicherheit und Kontinuität. Und:

Wir haben in den letzten anderthalb Jahren
viele neue Interessenten und Kooperations-
partner/innen gewonnen. Unser Wunsch
ist, dass diese Entwicklung so weiter geht.
Wir möchten im nächsten Jahr einige inter-
essante Projekte umsetzen und hoffen, dass
wir sie finanzieren können. So wollen wir
ein Ausstellungs- und Internetprojekt zu
streitbaren Berliner Persönlichkeiten ver-
schiedener Epochen aus der SPD und den
sozialen Bewegungen, die sich für Emanzi-
pation und Fortschritt in der Stadt einge-
setzt haben, initiieren. Fragen: U.Horb ❏

➟➟August-Bebel-Institut, Müllerstr. 163,
13353 Berlin, Telefon 4692-122, Mail: kon-
takt@august-bebel-institut.de

als Vertreter der Bezirksbürgermeister an.
Landesgruppenvorstand bestätigt. Ein-

stimmig wurde der Landesgruppenvor-
stand der Berliner SPD-Bundestagsabge-
ordneten wiedergewählt. Swen Schulz als

Künftiger Delegiertenschlüssel für den
Landesparteitag. Die 18 Jahre alte Ausnah-
meregelung, nach der bei der Bemessung
des Delegiertenschlüssels auch die Zweit-
stimmenergebnisse bei Wahlen Berück-
sichtigung finden, läuft aus und wird auf
dem Landesparteitag voraussichtlich auch
nicht verlängert. Um eine angemessene
Vertretung mitgliederschwacher Kreise
auf dem Landesparteitag zu gewährlei-
sten, hat der Landesvorstand jetzt mit gro-
ßer Mehrheit einen Vorschlag des Kreises
Marzahn-Hellersdorf unterstützt, allen
Kreisen zwei Grundmandate zu geben. Da-
mit erhöht sich die Zahl der Landespartei-
tagsdelegierten um 24. Ein Delegierten-
mandat wird zudem wie bisher für 75 ab-
gerechnete Mitglieder vergeben.

Arbeitsgruppe eingesetzt. Der Landes-
vorstand hat eine Arbeitsgruppe „Zukunft
des Verhältnisses zwischen Land und Be-
zirken“ eingesetzt, die bis Ende Februar
2008 einen Vorschlag zur Weiterentwick-
lung des zweistufigen Verwaltungsauf-
baus in der Einheitsgemeinde Berlin erar-
beiten und dem Landesvorstand vorlegen
soll. Auf dieser Grundlage will der Landes-
vorstand dann einen Leitantrag entwik-
keln, der in den Abteilungen und Kreisen
beraten und dem Landesparteitag am 21.
Juni 2008 vorgelegt werden soll. Die Ar-
beitsgruppe soll sich insbesondere mit den
vier Kernbereichen Finanzen, Aufsichtsbe-
ziehungen zwischen Land und Bezirken,
Wahlsystem und Organstruktur der Bezir-
ke sowie den Maßstäben für eine Aufga-
benkritik und die Zuständigkeitsverteilung
zwischen Haupt- und Kommunalverwal-
tung befassen. In diesem Zusammenhang
soll auch die zuletzt umstrittene Frage ei-
nes Politischen Bezirksamtes diskutiert
werden. Der Arbeitsgruppe unter Leitung
von Michael Müller gehören Ehrhart Kör-
ting, Iris Spranger, Sigrid Klebba, Elke Ahl-
hoff, Alexander Götz, Thomas Kleineidam
sowie Ekkehard Band bzw. Christian Hanke

Notizen aus der Berliner SPD

Jubilarehrung in
Spandau

Bei ihrer traditionellen Ehrung der Ju-
bilare hat die  Spandauer SPD auch den
DGB-Vorsitzenden Michael Sommer für
25-jährige  Parteimitgliedschaft geehrt.
„Michael Sommer wollte bei der  Fest-
veranstaltung gar nicht groß hervorge-
hoben werden, das war sehr sympa-
thisch“, berichtet Swen Schulz, Vorsit-
zender der Spandauer SPD. „Es ist schön,
eine solche Persönlichkeit in unseren
Reihen zu haben.“ Ebenfalls 25 Jahre
Mitglied ist die Europaabgeordnete
Dagmar Roth-Behrendt. Foto: Kaiser❏

Sprecher sowie Petra Merkel und Mecht-
hild Rawert als Stellvertreterinnen wurden
im Amt bestätigt. „Als Berliner Bundes-
tagsabgeordnete setzen wir uns engagiert
für die Interessen der Hauptstadt beim

Bund ein“, so Swen
Schulz. „Das ist uns in
den letzten Jahren gut
gelungen, aber wir ha-
ben natürlich noch ei-
nige Herausforderun-
gen zu bewältigen. An
erster Stelle steht da-
bei die Überarbeitung
des Berlin-Bonn-Ge-

setzes, das eine sinnvolle Organisation der
Bundesregierung in Berlin erschwert. Die-
ses Thema werden wir ganz nach oben auf
die politische Tagesordnung setzen.“

Neue Abteilungszeitung. Die SPD-Abtei-
lung 16 „Grünes Dreieck“ in Mitte hat jetzt
eine eigene Zeitung herausgebracht. Sie
heißt „Die Propagandistin“ und erscheint
zweimonatlich im A5-Format, Die Zeitung
mit einer Auflage von 200 Exemplaren ver-
steht sich als Debattenforum innerhalb der
Abteilung. Folgerichtig geht es in der er-
sten Ausgabe strittig um die Frage, ob die
SPD angesichts bescheidener Umfrageer-
gebnisse  populistischer werde müsse oder
nicht. Es geht um die Programmdebatte
und die Frage einer gerechteren Vermö-
gensverteilung. Nähere Informationen gibt
der Abteilungsvorsitzende Udo Sack, Mail:
info@gruenes-dreieck.de

Tolerantes Pankow. Der SPD-Kreisvorsit-
zende Alexander Götz gehört zu den Erst-
unterzeichnern der „Pankower Erklärung“,
in der Respekt gegenüber Andersgläubigen
als unverzichtbare Voraussetzung für den
Frieden und die Sicherheit in Berlin ge-
nannt wird. Die Erklärung wendet sich ge-
gen den so genannten „Kampf der Kultu-
ren“ und fordert mehr Toleranz. Mehr In-
formationen auf der Internetseite
http://www.wir-sind-pankow.de. BS  ❏


